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Entwurf eines Gesetzes für Daten und digitale Innovation im Gesundheitswesen

• Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) hätte zusätzlich explizit bei der Weiterentwicklung der 

Telematikinfrastruktur stärker berücksichtigt werden sollen, insbesondere hinsichtlich der 

Integration von Schnittstellen zur besseren Vernetzung mit kommunalen  Gesundheitsämtern.

• Im Kontext der Einführung und des Ausbaus digitaler Gesundheitsdienste  gemäß § 291b SGB

V  wäre eine explizite Einbindung des ÖGD bei digitalen Bedarfseinschätzungen und 

Terminbuchungen sinnvoll gewesen, um präventive und bevölkerungsbezogene 

Gesundheitsangebote zu stärken.

• Bei der Verpflichtung zur Nutzung sicherer Übermittlungsverfahren hätte der ÖGD als wichtiger 

Nutzer dieser Kommunikationswege genannt werden müssen, um Melde-  und Berichtspflichten 

effizienter zu gestalten.

• Im Bereich der erweiterten ePA-Zugriffsrechte (S. 48-51) wäre eine explizite Berücksichtigung des 

ÖGD wünschenswert gewesen, um den Zugang zu relevanten Gesundheitsdaten für öffentliche 

Gesundheitsaufgaben zu ermöglichen.

• Im Abschnitt zu gesetzlichen Anpassungen und Bürokratieabbau (S.  93 und 96 ff.) wäre eine 

explizite Erwähnung der Entlastung und Stärkung des ÖGD durch digitale Prozesse sinnvoll 

gewesen.

• Insgesamt hätte der ÖGD als zentraler Akteur im Gesundheitsmonitoring und in der 

Krisenprävention noch umfassender in den Kapiteln zu Gesundheitsdatenmanagement,

Meldewesen und digitaler Gesundheitsversorgung berücksichtigt werden müssen, um seine Rolle 

bei der öffentlichen Gesundheit und Pandemievorsorge zu stärken. 
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Zur geplanten Änderung des  Gesundheitsdatennutzungsgesetzes vom 22. März 2024 (BGBl. 2024 I

Nummer 102) (S. 68-87):

o  Die  vereinheitlichte  Begriffsbestimmungen von GDNG und EHDS-VO  ist zu befürworten.  
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Ebenso  ist zu befürworten, dass der Nutzungszweck über die Forschung hinaus erweitert 

werden soll. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass der ÖGD mit seiner gesetzlichen 

Aufgabe der Gesundheitsberichterstattung und seinem kontinuierlichen Bedarf an 

Gesundheitsdaten konkreter  hätte  aufgenommen werden sollen  (§1 a) und c)).

Im Zusammenhang mit der Forschungskennziffer  sei  darauf hingewiesen, dass 

Gesundheitsämtern die KVNR nicht vorliegt und somit eine Forschungskennziffer nicht 

erstellt werden kann. Hierzu wären u.a. ggf. weitere gesetzliche Anpassungen, technische 

Anpassungen der Fachverfahren sowie zusätzliche Ressourcen  für die Erstellung der 

Forschungskennziffer nötig (§3, Absatz (3)). In diesem Kontext sei auch darauf hingewiesen,

dass Gesundheitsämtern  im Rahmen der Erfüllung ihrer Pflicht nach Artikel 60 Absatz 1 der

EHDS-Verordnung eine Bereitstellung der Gesundheitsdaten gemeinsam mit der jeweiligen

Forschungskennziffer nicht möglich ist (§11) und Gesundheitsämter demnach von 

Bußgeldvorschriften ausgenommen werden sollten (§23, Absatz (1)).

Im Zusammenhang mit §6 stellt sich die Frage, ob der ÖGD als Domäne mitgedacht wird 

und es eine domänenspezifische Zugangsstelle geben wird und wie diese infrastrukturell 

betrieben werden soll. 

 

 

Mit besten Grüßen 

 

 

Dr. med. Peter Schäfer 

(Bundesvorsitzender) 

  

 

    
 




